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Meinungen 

Stille Schafferin 
Die 36-jährige Bernerin Nadine Masshardt tritt als Konsumentenschützerin in 
die Fussstapfen von Simonetta Sommaruga. 

Markus Brotschi 

Das Attribut der stillen Schafferin ist 
nicht immer positiv gemeint. Es wird 
gelegentlich auch als Floskel verwendet, 
wenn Politikerinnen weder negativ noch 
positiv auffallen. Die Berner SP-Natio­
nalrätin Nadine Masshardt gehört 
jedoch zu der Sorte Schafferin, die still 
und leise Karriere macht, weil sie im 
Hintergrund hart arbeitet. Die lauten 
Töne und schrillen, klassenkämpferi­
schen Parolen einer Tamara Funiciello 
hört man von der 36-Jährigen nicht. 
Ihre Auftritte wirken kontrolliert, seriös, 
für eine linke Frau geradezu brav. «Man 
muss nicht laut und schrill sein, um in 
der Politik zu einem Ergebnis zu gelan­
gen», sagt sie selbst. 

Durchsetzen kann sich die Historike­
rin in der SP trotzdem. Seit acht Jah­
ren sitzt sie in der Grossen Kammer, 
leitete 2019 den nationalen Wahl­
kampf der SP und war sogar im Ge­
spräch für die Nachfolge von SP-Präsi­
dent Christian Levrat. 

Zudem ist sie stellvertretende Chefin 
der 48-köpfigen Bundeshausfraktion. 
Das wäre nicht so, wenn sie in der 
Partei ohne Macht und Einfluss wäre. 
«Sie ist pateiintern eine starke Figur, 
drängt sich aber nicht in den Vorder­
grund», sagt ein Kenner der Partei. 

Nun folgt ihr nächster Karriere­
schritt: Im Frühling wird Masshardt 
oberste Konsumentenschützerin der 
Schweiz, jenes Amt, das Simonetta 
Sommaruga innehatte, bevor sie 2010 
in den Bundesrat gewählt wurde. Für 
Sommaruga war die Stiftung für 
Konsumentenschutz das Karriere­
sprungbrett. Zuerst als Geschäftsfüh­
rerin der SKS und danach als deren 
Präsidentin wurde sie mit ihrem 
Kampf gegen hohe Medikamenten­
preise und unlautere Verkaufsmetho­
den national bekannt. 

Nadine Masshardt punktet mit ihrem lösungsorientierten Politikstil. Foto: Adrian Moser 

Wie einst Sommaruga dürfte auch 
Masshardt der Ruf als konsensfähige 
und im Ton gemässigte Politikerin 
bei der Aufgabe helfen. Denn die 
Präsidentin wird an den politischen 
Erfolgen für die Sache der Konsu­
mentinnen und Konsumenten ge­
messen und nicht an den lauten 
Tönen. Transparenz sei eines ihrer 
Kernanliegen, sagt sie. Die Leute 
müssten wissen, was in den Produk­
ten drin sei, welche versteckten 
Gebühren sie bezahlten und was im 
Kleingedruckten der Verträge stehe. 

Masshardt hat auch dazu beigetragen, 
dass in der Schweiz als einem der 
letzten demokratischen Länder Partei­
spenden offengelegt werden müssen. 
Sie war Co-Präsidentin der 
Transparenzinitiative, welche Parteien, 
Kandidierende und Komitees zur 
Deklaration von Einzelspenden ver­
pflichten wollte. Weil die Initiative 

beim Volk gute Chancen gehabt hätte, 
kam das Parlament dem Anliegen mit 
einem Gegenvorschlag so weit entge­
gen, dass die Initiative schliesslich 
zurückgezogen und ohne Volksabstim­
mung umgesetzt wurde. 

Masshardt wusste bereits als Gymnasi­
astin, dass sie Politikerin werden 
wollte. Gleich nach der Matura trat sie 
der SP Langenthal bei. Mit 21 wurde sie 
ins Berner Kantonsparlament gewählt, 
mit 28 in den Nationalrat. In der Ber­
ner SP gilt sie «als Geheimtipp», wie es 
ein Parteikollege formuliert. 

Mit ihrem lösungsorientierten Politik­
stil komme sie auch auf dem Land gut 
an und sei eine Hoffnungsträgerin für 
künftige Regierungsrats- oder Stände­
ratswahlen. Gut möglich, dass Mass­
hardt bald auf jenem Ständeratsstuhl 
sitzt, den auch schon Sommaruga 
innehatte. 
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Wirtschaft 

Rechtsgutachten stützt 5G-Gegner 
Baubewilligungen unter Beschuss Swisscom, Sunrise UPC und Salt dürfen bestehende Antennen aufrüsten, 
ohne Einsprachen von Anwohnern befürchten zu müssen. Diese Praxis könnte aber illegal sein. 

Jon Mettler und Mathias Born 

Die Mobilfunkanbieter machen 
vorwärts mit dem Ausbau des 
schnellen 5G-Netzes. Wie eine ak­
tuelle Datenanalyse dieser Zei­
tung zeigt, sind Anfang Septem­
ber bereits mehr als 5700 5G­
Antennen in Betrieb. Das hohe 
Tempo schaffen die Swisscom, 
Sunrise UPC und Salt dank ver­
schiedener Massnahmen: Sie rüs­
ten bestehende Sendeanlagen mit 
Software-Upgrades und neuen 
Netzwerkteilen auf die fünfte 
Mobilfunkgeneration auf. Dazu 
reichen die Betreiber schnelle 
Baubewilligungsverfahren ein, 
bei denen Einsprachen aus der 
Bevölkerung nicht möglich sind. 

Doch möglich sind diese so­
genannten Bagatellverfahren nur 
unter gewissen Auflagen. So darf 
eine Aufrüstung von bestehen­
denAntennen nicht dazu führen, 
dass die abgegebene Strahlung 
die strengen Grenzwerte über­
schreitet. Dazu setzen die Betrei­
ber sogenannt adaptive Anten­
nen ein, die nur mit 5G funk­
tionieren. Im Gegensatz zu 
herkömmlichen Sendeanlagen 
bündeln adaptive Antennen das 
Signal in Richtung der Nutzer. Es 
wird somit nur dorthin gesendet, 
wo es gebraucht wird. 

Nun gerät diese Praxis, die 
eine Empfehlung der Bau-, Pla­
nungs- und Umweltdirektoren­
konferenz an die Kantone ist, 
unter Beschuss: Ein neues 
Rechtsgutachten im Auftrag die­
ses Gremiums kommt zum 
Schluss, dass Bagatellverfahren 
widerrechtlich sind. Um beste­
hende Antennen aufzurüsten, 
brauche es ein ordentliches Bau­
verfahren, so Rechtsprofessor 
Jean-Baptiste Zufferey vom un­
abhängigen Institut für Schwei­
zerisches und Internationales 
Baurecht. Dieses ist in der Uni­
versität Freiburg angesiedelt. 

Weitreichende Folgen 

Das Ergebnis aus Freiburg könn­
te weitreichende Folgen für den 
Ausbau von 5G haben: Die Geg­
ner der neuen Technologien wit­
tern eine Chance, um ihre Anlie­
gen durchzusetzen. Der Verein 
Schutz vor Strahlung sieht Tau­
sende Antennen illegal aufgerüs­
tet und fordert, dass diese abge­
schaltet werden. Aus seiner Sicht 
verändert «eine adaptive Anten­
ne die Umweltbelastung erheb­
lich und untersteht somit der 
Baubewilligungspflicht». 

Der Verein nimmt damit Be­
zug darauf, dass adaptive Anten­
nen über kurze Zeit stärker 
strahlen als vorgesehen. Dies ist 
nötig, um Smartphones überall 
gezielt ansteuern zu können. Die 
Sendemasten müssen die vorge­
gebenen täglichen Grenzwerte 
aber jederzeit einhalten. Das ge­
schieht, indem die Funkzellen 
zum Ausgleich zeitweise schwä­
cher strahlen. Weil die Bünde­
lung der Signale bei adaptiven 
Antennen in alle Richtungen er­
folgt, ist sichergestellt, dass die 
Behörden diese Art der Sendean­
lagen nicht strenger beurteilen 
als konventionelle Antennen. 

Die 5G-Gegner sehen darin 
aber eine unzulässige Lockerung 
der Grenzwerte durch die Hin­
tertür. Der Korrekturfaktor 
bedeute nichts anderes als eine 
höhere Strahlenbelastung für 
Bewohner in der Nähe von adap-

Eine Aufrüstung von bestehenden Antennen darf nicht dazu führen, dass die abgegebene Strahlung die Grenzwerte überschreitet. Foto: Keystone 

So unterscheiden sich die Antennentypen 

Herkömmliche Antennen 

Bestrahlung im ganzen Raum 
Adaptive Antennen (5G) 

Senden ihr Signa I gezielt aus 
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Die Anzahl der 56-Antennen nimmt stetig zu 
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tiven Antennen. Das stelle eine 
Gefahr für die Gesundheit dieser 
Menschen dar. 

Die Umweltdirektorenkonfe­
renz ihrerseits könnte das Gut­
achten zum Anlass nehmen, um 
künftig in den Kantonen die 
Bagatellverfahren auszusetzen. 
Das würde heissen, dass An­
wohnerinnen und Anwohner 
Einsprache einlegen könnten, 
was wiederum die Aufrüstung 
der Antennen verzögern würde. 

An die vorgaben gehalten 

Die kantonalen Umweltdirekto­
ren befassen sich an ihrer kom­
menden Plenarversammlung mit 
dem Gutachten. «Für den Vor­
stand sind die Resultate rele­
vant», sagt Jean-Fran<;ois Steiert, 
Vizepräsident der Konferenz und 
SP-Staatsrat des Kantons Frei­
burg. «Das Plenum wird Ende 
September über das weitere Vor­
gehen vonseiten der Kantone 
entscheiden.» 

Die drei Mobilfunkbetreiber 
äussern sich gemeinsam über 
den Schweizerischen Verband 
der Telekommunikation, Asut, 
zum drohenden Ungemach. Die 
Branche habe sich jederzeit an 
die Vorgaben der Kantone gehal­
ten, sagt Geschäftsführer Chris­
tian Grasser. Er verweist dabei 
auf ein eigenes Gutachten, das 
diese Rechtsauffassung teile. Er­
stellt hat es Isabelle Häner. Sie 

ist Rechtsprofessorin an der Uni­
versität Zürich und arbeitet für 
die Zürcher Wirtschaftskanzlei 
Bratschi. Häner kommt in ihrer 
Analyse zu dem Schluss, dass 
Bagatellverfahren nicht nur zu­
lässig sind, sondern eigentlich 
zwingend - solange die Kriteri­
en eingehalten werden. 

Swisscom, Sunrise UPC und 
Salt gehen deshalb davon aus, 
dass es zu keiner massenhaften 
Abschaltung von Antennen kom­
men wird. <<Gerade ausserhalb der 
Bauzone wäre dies nicht verhält­
nismässig», sagt Grasser. «Diese 
Anlagen stehen in der Regel in 
grosser Distanz zu Wohngebieten 
und versorgen Strassen, Eisen­
bahn oder abgelegene Siedlungs­
gebiete mit Mobilfunk.» 

Das Bundesamt für Umwelt 
als zuständige nationale Auf­
sichtsbehörde lehnt eine Stel­
lungnahme ab. Es habe das neue 
Gutachten zur Kenntnis genom­
men, heisst es einzig. Die Behör­
de äussere sich jedoch nicht zu 
«verfahrensrechtlichen Ausfüh­
rungen, da diese die Zuständig­
keit der Kantone betreffen». 

Deutlicher wird das Bundes­
amt für Kommunikation, das den 
Schweizer Fernmeldemarkt be­
aufsichtigt. «Der Weg über das 
ordentliche Baubewilligungsver­
fahren wird die Einführung von 
5G in der Schweiz sicher verlang­
samen», sagt ein Sprecher. 

Börse 

SMI 
12116 Punkte 

-0.8%

71 Die Besten 
CS Group N 
Holcim N 
Geberit N 

,i Die Schlechtesten 
Roche GS 
Novartis N 
UBS Group N 

Dow Jones lnd. 
34'879 Punkte 

11 

+1.3%
+1.0%
+0.3% 

-3.0% 

-1.7%
-0.6% 

Nasdaq Comp. 
15'248 Punkte 

-0.4% -0.2%

Euro in Franken 
Dollar in Franken 
Euro in Dollar 
GB-Pfund in Franken 

1.085 -0.44% 
0.918 -0.49% 
1.182 0.05% 
1.270 0.20% 

Öl (Nordsee Brent) in Dollar 72.84 0.3% 
Gold (Unze) in Dollar 1786.70 -0.1% 
Silber (Unze) in Dollar 23.98 0.1% 

Teure Reisen 

auf Kosten 

der Versicherten 

AHV-Kasse Mehrere Hunderttau­
send Franken Spesen für Reisen, 
Hotelübernachtungen und Res­
taurantbesuche; ein !T-Projekt, 
das bislang 13 Millionen Franken 
verschlang, aber nie entschei­
dende Fortschritte brachte: Dies 
fand die Waadtländer Finanz­
kontrolle heraus, als sie bei der 
kantonalen AHV-Kasse deren 
Buchhaltung und Geschäftstä­
tigkeit durchleuchtete. Den Auf­
trag gab die Waadtländer Ge­
sundheits- und Sozialdirektorin 
Rebecca Ruiz (SP), nachdem sie 
aus verschiedenen Quellen über 
mögliche Unregelmässigkeiten 
informiert worden war. 

Was im Detail passiert ist, klärt 
nun die Waadtländer Staatsan­
waltschaft ab. Gemäss Darstel­
lung der Finanzkontrolle soll es 
mutmasslich zu strafbaren Hand­
lungen gekommen sein. Die 
Waadtländer Regierung hat die 
Direktorin der AHV-Kasse diese 
Woche fristlos entlassen und fünf 
Geschäftsleitungsmitglieder sus­
pendiert. Über deren Schicksal 
wird die Regierung zu einem spä­
teren Zeitpunkt entscheiden. Ein 
Interimsdirektor führt die Kasse 
bis auf weiteres. 

Spesenzahlungen vertuscht 

Dem Ve1waltungsrat der AHV­
Kasse waren die Unregelmässig­
keiten offenbar jahrelang verbor­
gen geblieben. Das sagte Regie­
rungsrätin Ruiz am Donnerstag 
an einer Medienkonferenz. Sie 
sprach davon, dass die Spesen­
zahlungen in der Buchhaltung 
«geschickt vertuscht» wurden. Es 
habe sich um ein «gut organi­
siertes, weitgefächertes und un­
durchsichtiges System» gehan­
delt. Ruiz versicherte, die Kasse 
sei voll funktionstauglich und 
die Rentenzahlungen gesichert. 

Der Fall erinnert an Vorkomm­
nisse bei der Zentralen Aus­
gleichskasse in Genf. Das Bun­
desstrafgericht in Bellinzona hat 
die Ex-Direktorin derwichtigsten 
AHV-Kasse der Schweiz in diesem 
Jahr wegen Betrug und Urkun­
denfälschung verurteilt. Die Frau 
hatte ab 2013 wiederholt unge­
rechtfertigte Spesenbezüge ge­
macht. Sie wurde zu einer Busse 
von rund 5000 Franken und einer 
Geldstrafe von 26'000 Franken 
auf Bewährung verurteilt. Dazu 
wurden ihr 5000 Franken Unter­
suchungskosten verrechnet. 

Philippe Reichen 


